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Schwerbehinderten bei Wiederaufnahme der Arbeit gewähr­
leistet ist.

(3) Der Arbeitgeber hat Einstellungen auf Probe und die 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen Schwerbehinderter in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 der Hauptfürsorgestelle inner­
halb von 4 Tagen anzuzeigen.

' § 21

Fristlose Kündigung
(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten mit Aus­

nahme von § 16 auch bei fristloser Kündigung, soweit sich aus 
den folgenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt.

(2) Die Zustimmung zur Kündigung kann nur innerhalb von 
2 Wochen beantragt werden; maßgebend ist der Eingang des 
Antrages bei der Hauptfürsorgestelle. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in dem der Arbeitgeber von den für die 
Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) Die Hauptfürsorgestelle hat die Entscheidung innerhalb 
von 2 Wochen vom Tage des Eingangs des Antrages an zu 
treffen. Wird innerhalb dieser Frist eine Entscheidung nicht 
getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt.

(4) Die Hauptfürsorgestelle soll die Zustimmung erteilen, 
wenn die Kündigung aus einem Grunde erfolgt, der nicht im 
Zusammenhang mit der Behinderung steht.

(5) Die Kündigung kann auch nach Ablauf von zwei 
Wochen erfolgen, wenn sie unverzüglich nach Erteilung der 
Zustimmung erklärt wird.

(6) Schwerbehinderte, denen lediglich aus Anlaß eines 
Arbeitskampfes fristlos gekündigt worden ist, sind nach 
Beendigung des Arbeitskampfes wieder einzustellen.

§22

Erweiterter Beendigungsschutz
Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines Schwerbe­

hinderten bedarf auch dann der vorherigen Zustimmung der 
Hauptfürsorgestelle, wenn sie im Falle des Eintritts der 
Berufsunfähigkeit oder der Invalidität ohne Kündigung er­
folgt. Die Vorschriften dieses Abschnitts über die Zustim­
mung zur fristgemäßen Kündigung gelten entsprechend.

, Fünfter Abschnitt
Betriebsrat und gleichstehende Vertretungen, 

Schwerbehindertenvertretung,
Beauftragter des Arbeitgebers

§23

Aufgaben des Betriebsrates und 
gleichstehender Vertretungen

Betriebsrat und gleichstehende Vertretungen haben die 
Eingliederung Schwerbehinderter zu fördern. Sie haben 
insbesondere darauf zu achten, daß die dem Arbeitgeber nach 
den §§ 5, 6 und 14 obliegenden Verpflichtungen erfüllt 
werden; sie wirken auf die Wahl der Schwerbehindertenver-

Wahl und Amtszeit der Scfawerbehindertenvertretung
(1) In Betrieben und Dienststellen, in denen wenigstens 

5 Schwerbehinderte nicht nur vorübergehend beschäftigt 
sind, werden ein Vertrauensmann oder eine Vertrauensfrau 
und wenigstens ein Stellvertreter gewählt, der den Ver­
trauensmann oder die Vertrauensfrau im Falle der Verhinde­
rung vertritt. Betriebe oder Dienststellen, die die Vorausset­
zungen des Satzes 1 nicht erfüllen, können für die Wahl mit 
räumlich naheliegenden Betrieben des Arbeitgebers oder 
gleichstufigen Dienststellen derselben Verwaltung zusammen­
gefaßt werden. Uber die Zusammenfassung entscheidet der

Arbeitgeber im Benehmen mit der für den Sitz der Betriebe 
oder Dienststellen zuständigen Hauptfürsorgestelle.

(2) Wahlberechtigt sind alle dn dem Betrieb oder der Dienst­
stelle beschäftigten Schwerbehinderten.

(3) Wählbar sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle 
nicht nur vorübergehend Beschäftigten, die am Wahltage das
18. Lebensjahr vollendet haben und dem Betrieb oder der 
Dienststelle seit 6Monaten angehören; besteht der Betrieb 
oder die Dienststelle weniger als ein Jahr, so bedarf es für 
die Wählbarkeit nicht der sechsmonatigen Zugehörigkeit. 
Nicht wählbar ist, wer kraft Gesetzes dem Betriebsrat und 
gleichstehenden Vertretungen nicht angehören kann.

(4) (gegenstandslos)

(5) Die regelmäßigen Wahlen finden alle 4 Jahre in der Zeit 
vom 1. Oktober bis 30. November statt. Für die erstmaligen 
Wahlen im Jahre 1990 sind generell die Grundsätze des ver­
einfachten Wahlverfahrens anzuwenden. Außerhalb dieser 
Zeit finden Wahlen statt, wenn
1. das Amt der Schwerbehindertenvertretung vorzeitig er­

lischt und kein Stellvertreter nachrückt,
2. die Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder
3. eine Schwerbehindertenvertretung noch nicht gewählt 

ist.
Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten 
Zeitraumes eine Wahl der Schwerbehindertenvertretung statt­
gefunden, so ist die Schwerbehindertenvertretung in dem auf 
die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßigen 
Wahlen neu zu wählen. Hat die Amtszeit der Schwerbehin­
dertenvertretung zum Beginn des für die regelmäßigen 
Wahlen festgelegten Zeitraumes noch nicht ein Jahr betragen, 
so ist die Schwerbehindertenvertretung in dem übernächsten 
Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. Die 
erstmaligen regelmäßigen Wahlen finden im Jahre 1990 statt.

(6) Der Vertrauensmann oder die Vertrauensfrau und der 
Stellvertreter werden in geheimer und unmittelbarer Wahl 
nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt. Im 
übrigen sind die Vorschriften über die Wahlanfechtung, den 
Wahlschutz und die Wahlkosten bei der Wahl des Betriebs­
rates und gleichstehender Vertretungen sinngemäß anzu­
wenden. In Betrieben und Dienststellen mit weniger als 
50 wahlberechtigten Schwerbehinderten sind der Vertrauens­
mann oder die Vertrauensfrau und der Stellvertreter im ver­
einfachten Wahlverfahren zu wählen, sofern der Betrieb oder 
die Dienststelle nicht aus räumlich weit auseinander liegenden 
Teilen besteht. Ist in einem Betrieb oder einer Dienststelle 
eine Schwerbehindertenvertretung nicht gewählt, so kann die 
für den Betrieb oder die Dienststelle zuständige Hauptfür­
sorgestelle zu einer Versammlung der Schwerbehinderten 
zum Zwecke der Wahl eines Wahlvorstandes einläden.

(7) Der Ministerrat wird ermächtigt, durch Verordnung die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Schwerbehin­
dertenvertretung zu regeln.

(8) Die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung beträgt 
4 Jahre. Sie beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergeb­
nisses oder, wenn die Amtszeit der bisherigen Schwerbehin­
dertenvertretung noch nicht beendet ist, mit deren Ablauf. 
Das Amt erlischt vorzeitig, wenn der Vertrauensmann oder 
die Vertrauensfrau es niederlegt, aus dem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis ausscheidet oder die Wählbarkeit verliert. 
Scheidet der Vertrauensmann oder die Vertrauensfrau vor­
zeitig aus dem Amt, rückt der mit der höchsten Stimmenzahl 
gewählte Stellvertreter für den Rest der Amtszeit nach; dies 
gilt für Stellvertreter entsprechend. Auf Antrag eines Viertels 
der wahlberechtigten Schwerbehinderten kann die Versamm­
lung der Schwerbehinderten mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der Stimmen das Erlöschen des Amtes eines Ver­
trauensmannes oder einer Vertrauensfrau- wegen gröblicher 
Verletzung ihrer Pflichten beschließen.

(9) Wird die Schwerbehindertenvertretung von einer Frau 
wahrgenommen, führt sie die Bezeichnung Vertrauensfrau;


